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Nach dem bis zum 9.11.2011 geltenden DBA-Schweiz:  

 „Kleiner Informationsaustausch“, d.h. Auskunftsaustausch  

• auf Verlangen  

• Auskünfte, die notwendig sind für die richtige Durchführung des DBA (also zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung) und  

• die gemäß den Steuergesetzgebungen der beiden Staaten im Rahmen der 
normalen Verwaltungspraxis erhältlich sind 

• der Informationsaustausch war damit auf die unter das DBA fallende Steuern 
begrenzt 
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Was bedeutete das strafrechtlich? 

• bisher leistete die Schweiz keine Rechtshilfe in Fiskalstrafsachen 

• Ausnahme: Betrugsdelikte (Rev.-Prot.  vom 12.3.2002)  

 Abgabebetrug, Art. 14 Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht  (arglistige Täuschung, 
die durch Verwendung falscher oder unrichtiger Urkunden, aber auch anders begangen 
werden kann. Anwendungsbereich: Steuern im Selbstveranlagungsverfahren, z. B. MwSt);  

 Steuerbetrug, Art. 186 Bundesgesetz ü. die direkte Bundessteuer (Täuschung der 
Steuerbehörden durch gefälschte, verfälschte oder unwahre Urkunden wie Geschäftsbücher, 
Bilanzen, Erfolgsrechnungen, Lohnausweise o. andere Bescheinigungen Dritter. 
Anwendungsbereich: Steuern im gemischten Veranlagungsverfahren, z. B. Direkte 
Bundessteuer wie ESt)  

 Vollendete Steuerhinterziehung, Art. 175 Bundesgesetz ü. die direkte Bundessteuer 

• die für DBA-Anwendung erteilte Informationen durften strafrechtlich nicht 
verwertet werden 
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a) Vorwort (I): Entwicklungen in der Schweiz  

Verordnung über Amtshilfe bei Doppelbesteuerungsabkommen 

• am 1. Oktober 2010 ist in der Schweiz die „Verordnung über die Amtshilfe nach 
Doppelbesteuerungsabkommen“ in Kraft getreten.  

• VO regelt, wie die Schweizer Finanzbehörden mit Auskunftsersuchen von 
ausländischen Finanzbehörden umgehen sollen  

• Grund für die VO:  

 die Schweiz hat in den letzten Jahren neue bzw. ergänzende DBA abgeschlossen 
hat, welche die sog. „große“ Auskunftsklausel enthalten, innerhalb der Schweiz 
soll durch die VO eine einheitliche Handhabung dieser Neuerung gewährleistet 
werden 
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a) Vorwort (II): Entwicklungen in der Schweiz  

• auch in der Schweiz gibt es seit Anfang 2010 die Möglichkeit, sich straflos selbst 
anzuzeigen  „Bundesgesetz über die Vereinfachung der Nachbesteuerung in 
Erbfällen und die straflose Selbstanzeige“ vom 20.3.2008 

• Erben von unversteuerten Einkünften und Vermögen können diese in einem 
vereinfachten Verfahren nachbesteuern und so legalisieren 

• Besonderheit: Die straflose Selbstanzeige ist nur einmal im Leben möglich.  

• bis August 2011 sind ca. 4.700 Selbstanzeigeverfahren von den schweizerischen 
Behörden abgeschlossen worden  

Quelle: Eidgenössisches Finanzdepartement 
http://www.efd.admin.ch/themen/steuern/02337/index.html?lang=de&print_style=yes 
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b) Das Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz 

27. Oktober 2010  

 Unterzeichnung des „Protokolls zur Änderung des Abkommens vom 
11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung  
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen  
in der Fassung des Revisionsprotokolls vom 12. März 2002“,  enthaltend u.a.  

• die Änderung von Art. 27 DBA-CH („große“ Auskunftsklausel) 

• die Änderung des Protokolls zum DBA (Grundsätze des 
Informationsaustausches nach Art. 27 DBA-CH) 

2. November 2011 

 Zustimmungsgesetz vom 2.11.2011 zum Protokoll vom 27.10.2010,  
[BGBl. II v. 9.11.2011, 1090] in Kraft getreten am 10.11.2011 
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b) Das Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz 

 Inhalt u.a.:  

 die Schweizer Behörden werdenden deutschen Finanzbehörden bei 
Ermittlungen im Zusammenhang mit (einfacher) Steuerhinterziehung 
Amtshilfe leisten.  

 Das DBA gilt nicht für Jahre vor 2010. 

 Das DBA muss in Deutschland noch vom Bundestag akzeptiert werden und in 
der Schweiz wird wohl eine Volksabstimmung über das Abkommen stattfinden. 
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b) Das Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz 

Das neue DBA-CH enthält u.a. eine Bestimmung über den Austausch von 
Informationen nach Art. 26 des OECD-MA = sog. „Große Auskunftsklausel“. 

 Auskünfte werden sowohl zur Durchführung des DBA als auch zur 
Durchführung des innerstaatlichen Steuerrechts ausgetauscht. 

 DBA Schweiz entspricht damit in diesem Punkt dem OECD-MA 
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b) Das Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz 

Artikel 27 DBA-CH Informationsaustausch 

(1)  1Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, 
die zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder 
Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und 
Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Länder, Kantone, 
Bezirke, Kreise, Gemeinden oder Gemeindeverbände erhoben werden, 
voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende 
Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. 2Der Informationsaustausch ist 
durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt.  
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(2)  1Alle Informationen, die ein Vertragsstaat gemäß Absatz 1 erhalten hat, sind 
ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses 
Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden 
(einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, mit der Vollstreckung oder 
Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in 
Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht über die vorgenannten 
Personen oder Behörden befasst sind. 2Diese Personen oder Behörden dürfen die 
Informationen nur für diese Zwecke verwenden. 3 Sie dürfen die Informationen in 
einem verwaltungs- oder strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. 
4Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die 
erhaltenen Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche 
Informationen nach dem Recht beider Staaten für solche anderen Zwecke 
verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde des übermittelnden 
Staates dieser anderen Verwendung zugestimmt hat. 
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(3)  Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 
Vertragsstaat,  

a)  Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaates abweichen;  

b)  Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 
Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaates nicht 
beschafft werden können;  

c)  Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 
Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder 
deren Erteilung der öffentlichen Ordnung (ordre public) widerspräche. 
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(4)  1Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 
andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur 
Beschaffung der erbetenen Informationen, selbst wenn er diese Informationen 
für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. 2Die im vorstehenden Satz 
enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen gemäß Absatz 3, wobei 
diese jedoch in keinem Fall so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die 
Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein inländisches 
Interesse an solchen Informationen hat. 
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(5)  1Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die 
Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil die Informationen sich 
bei einer Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollmächtigen, Vertreter 
oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer Person 
beziehen. 2Ungeachtet des Absatzes 3 oder entgegenstehender Bestimmungen 
des innerstaatlichen Rechts verfügen die Steuerbehörden des ersuchten 
Vertragsstaats, sofern dies für die Erfüllung der Verpflichtungen unter diesem 
Absatz erforderlich ist, über die Befugnis, die Offenlegung der in diesem Absatz 
genannten Informationen durchzusetzen. 
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c) Das DBA-Protokoll  

wurde ebenfalls  geändert, u.a. Ziff. 3 zu Art. 27 DBA-CH, wesentliche neue Passagen 
lauten:  

„a)  Es besteht Einvernehmen darüber, dass der ersuchende Vertragsstaat ein Ersuchen 
auf Austausch von Informationen erst dann stellt, wenn er alle in seinem 
innerstaatlichen Steuerverfahren vorgesehenen üblichen Mittel zur Beschaffung 
der Informationen ausgeschöpft hat.“ 

(…) 

„c)  Der Zweck der Verweisung auf Informationen, die voraussichtlich erheblich sind, 
besteht darin, einen möglichst weit gehenden Informationsaustausch in 
Steuerbelangen zu gewährleisten, ohne den Vertragsstaaten zu erlauben, „fishing 
expeditions“ zu betreiben oder Informationen anzufordern, deren Erheblichkeit 
hinsichtlich der Steuerbelange einer steuerpflichtigen Person unwahrscheinlich ist.“  
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(…) 

„f)  Es besteht Einvernehmen darüber, dass im Falle des Austauschs von Informationen 
nach Artikel 27 die im ersuchten Staat geltenden Bestimmungen des 
Verwaltungsverfahrensrechts über die Rechte der Steuerpflichtigen (wie zum 
Beispiel das Recht auf Benachrichtigung oder das Recht auf Beschwerde) 
vorbehalten bleiben, bevor die Informationen an den ersuchenden Staat 
übermittelt werden.  

 Es besteht des Weiteren Einvernehmen darüber, dass diese Bestimmungen dazu 
dienen, der steuerpflichtigen Person ein ordnungsgemäßes Verfahren zu gewähren, 
und nicht bezwecken, den wirksamen Informationsaustausch zu verhindern oder 
übermäßig zu verzögern.“   (!) 
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c) Das DBA-Protokoll  

Was bedeutet die Änderung strafrechtlich? 

• Nunmehr leistet die Schweiz Rechtshilfe in Form von Informationsaustausch in 
allen Steuerangelegenheiten (Rev.-Prot. 27.10.2010) auch wenn kein Betrug 
vorliegt! 

• Diese Informationen dürfen zur Strafverfolgung weitergegeben werden. 

 Welche Angaben muss Auskunftsersuchen enthalten?  

 hinreichende Angaben zur Identifizierung der betreffenden Person  

 Zeitperiode, für welche die Informationen verlangt werden 

 Beschreibung der verlangten Information, sowie Art und Form der Auskunft 

 Steuerlicher Zweck der Information 

 Name, Adresse des Inhabers der Information 
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c) Das DBA-Protokoll  

Ab wann und für welchen Zeitraum gelten die neuen Regeln? 

• In Kraft getreten am 21.12.2011, dem Tag des Austauschs der 
Ratifikationsurkunden 

• Anwendung auf Auskunftsersuche, die am oder nach dem 21.12.2011 gestellt 
wurden/werden  

• für Steuerjahre oder Veranlagungszeiträume, die am 1. Januar 2011 oder später 
beginnen  

[vgl. BMF v. 4.1.2012, IV B 2 – S 1301-CHE/07/10027-01 (BStBl. 2012 I, 17),  
betreffend die Anforderungen an ein Auskunftsersuchen nach Ziffer 3b des Protokolls  
zu Art. 27 DBA-Schweiz idF d. Änderungsprotokolls v. 27.10.2010] 
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 Am 21.9.2011 wurde ein Steuerabkommen zwischen Deutschland und der 
Schweiz  unterzeichnet über: 

• die Behandlung von „Altvermögen“ deutscher Stpfl. in der Schweiz, 

• die Behandlung von in der Schweiz vorhandenem Vermögen deutscher Stpfl.  
in Zukunft, 

• Fragen des gegenseitigen Marktzutritts für Finanzinstitute,  

• die Problematik des Kaufs steuererheblicher Daten,  

• die Problematik möglicher Strafverfolgung von Bankmitarbeitern. 

 Es müssen die Gesetzgebungsorgane beider Länder dem Abkommen noch 
zustimmen.  In der Schweiz untersteht das Abkommen voraussichtlich dem 
fakultativen Referendum.  

 Geplantes Inkrafttreten des Abkommens: Anfang 2013 
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a) Altgelder – Überblick über die Regelung 

Ziel: Unversteuerte Altgelder sollen regularisiert werden, d.h. Personen mit 
Wohnsitz in Deutschland können ihre bestehenden Bankbeziehungen in der  
Schweiz nachbesteuern, indem sie entweder 

 ihre Konten bzw. Depots gegenüber dem deutschen Fiskus offenlegen 
(„freiwillige Meldung“)  

 oder  

 eine einmalige Steuerzahlung für verschwiegene Konten bzw. Depots leisten 
(anonyme Regularisierung). 

 

 zusätzlich regelt das Abkommen die Fälle, in denen sich der Stpfl. für keine  
der beiden Möglichkeiten entscheidet (Entscheidungsverfahren) 
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Schweiz 
 3. Das geplante Steuerabkommen mit der Schweiz 

a) Altgelder – Überblick über die Regelung 

Betroffen sind  

• alle zum 31.11.2010 in Deutschland ansässige natürliche Personen  
(nicht betroffen sind KapGes!),  

• die am 31.12.2010 und am 31.12.2012 über Kapitalanlagen in der Schweiz 
verfügten. 

 Wer sein Vermögen bis zum 31.12.2012 aus der Schweiz abgezogen hat, 
unterfällt nicht dem Steuerabkommen! 

 Die Frage ist nur: WOHIN mit dem Geld? 
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a) Altgelder – Die Regelungen im Einzelnen 

 Erste Alternative: Die freiwillige Meldung nach Art. 9 des Steuerabkommens 

• der Anleger ermächtigt die Bank zur Übermittlung seiner Personalien und 
Bankdaten an die zuständige schweizerische Behörde, die diese dann an die 
zuständige deutsche Behörde weiterleitet 

• mitgeteilt werden die jährlichen Kontenstände für die Periode 31.12.2002 bis 
31.12.2012 

• Angaben werden monatlich übermittelt, letzte Übermittlung zwölf Monate nach 
dem Inkrafttreten des Abkommens 

• Es ist mit ergänzenden Nachfragen seitens der Finanzverwaltung beim Stpfl. zu 
rechnen. 
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a) Altgelder – Die Regelungen im Einzelnen 

 Erste Alternative: Die freiwillige Meldung nach Art. 9 des Steuerabkommens 

• freiwillige Meldung gilt gemäß Art. 10 Abs. 1 des Abkommens ab dem Zeitpunkt 
der schriftlichen Ermächtigung an die Bank als Abgabe einer wirksamen 
Selbstanzeige nach § 371 AO bezogen auf die gemeldeten Konten oder Depots 

 

 

 

 

• Unklar ist, ob die Wirkung der Meldung als Selbstanzeige auch für den schwarzen 
Erwerb der auf dem schweizerischem Konto angesammelten Gelder eintritt. 
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durch den Steuerpflichtigen bereits eine Sperrwirkung eingetreten sein kann! 
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a) Altgelder – Die Regelungen im Einzelnen 

 Zweite Alternative: Die „Einmalzahlung“ nach Art. 7 des Steuerabkommens 

• Stpfl. kann einmalig eine pauschal bemessene Steuer in Höhe eines bestimmten 
Prozentsatzes des Vermögensbestandes (abhängig von der Dauer der Kundenbeziehung 

sowie Anfangs- und Endbestand der Konten) für die nicht erklärten Anlagen entrichten 

• die Bank errechnet den geschuldeten Betrag und überweist diesen auf ein 
Abwicklungskonto, von dort an die zuständige schweizerische Behörde, die das 
Geld an die zuständige deutsche Behörde weiterleitet, der Stpfl. bleibt anonym  

• mit der vollständigen Gutschrift der Einmalzahlung auf dem Abwicklungskonto 
gelten die deutschen Ansprüche auf ESt., USt., VSt., GewSt., Erb/SchenkSt. im 
Zeitpunkt ihres Entstehens als erloschen (vgl. Anhang I zum Steuerabkommen) 

• mit der Erlöschenswirkung tritt zugleich Straffreiheit ein, Art. 8 Abs. 1 des 
Abkommens 
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a) Altgelder – Die Regelungen im Einzelnen 

 Zweite Alternative: Die „Einmalzahlung“ nach Art. 7 des Steuerabkommens 

 

Grundformel für die Berechnung der Steuer gemäß Anhang I zum Abkommen 
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 3. Das geplante Steuerabkommen mit der Schweiz 

a) Altgelder – Die Regelungen im Einzelnen 

 Entscheidungsverfahren (I) 

• Anleger müssen bis zu einem bestimmten Stichtag gegenüber ihrer 
schweizerischen Bank schriftlich erklären, welche Alternative sie durchführen 
möchten, wobei für verschiedene Konten bzw. Depots verschiedene Alternativen 
gewählt werden können, die Mitteilung ist ab Inkrafttreten des Abkommens 
unwiderruflich 
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a) Altgelder – Die Regelungen im Einzelnen 

 Entscheidungsverfahren  (II) 

• Entscheidet sich der Anleger für die Einmalzahlung, so hat er innerhalb von  
8 Wochen den erforderlichen Geldbetrag sicherzustellen, falls sich auf dem 
betroffenen Konto nicht ausreichende Mittel befinden sollten.  

• Kann die Einmalzahlung aufgrund fehlender Mittel nicht vollständig erhoben 
werden, so muss die Bank den Anleger der zuständigen deutschen Behörde offen 
legen („unfreiwilligen Meldung“). 

• Bei Konten oder Depots, bei denen die betroffene Person bis zum Stichtag keine 
Erklärung abgibt, erfolgt die Nachversteuerung durch Einmalzahlung.  

• Sind in diesem Falle nicht genügend Mittel auf dem Konto zur Begleichung der 
Einmalzahlung vorhanden, so muss die Bank den Anleger der zuständigen 
deutschen Behörde offen legen („unfreiwilligen Meldung“). 
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Regularisierungsverfahren 

nach dem Steuerabkommen 

http://www.efd.admin.ch/themen/wirtschaft_
waehrung/02316/index.html?lang=de 
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Achtung # 1:  

 Das Abkommen unterscheidet nicht zwischen bereits versteuerten und 
verschwiegenen Altgeldern!  

 Auch in Deutschland ordnungsgemäß erklärte schweizerische Konten unterfallen 
dem Abkommen! 

 Erteilt der ehrliche Stpfl. nicht fristgerecht bei seiner Bank die Ermächtigung zur 
freiwilligen Meldung, wird die Bank den nach dem Abkommen zu erhebenden 
Pauschalbetrag vom Konto abziehen und anonym an die deutschen 
Finanzbehörden überweisen! 

 Hat der ehrliche Steuerpflichtige einen guten Berater, wird er diese rechtzeitig  
Gefahr abwenden! 
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Achtung # 2:  

 Die freiwillige Meldung gilt als Abgabe einer wirksamen Selbstanzeige bezogen 
auf die gemeldeten Konten. 

 Die Rechtsfolgen richten sich nach § 371 bzw. 398a AO: also Strafbefreiung nur 
bei Zahlung der hinterzogenen Steuern und Hinterziehungszinsen. 

 Geklärt ist wohl, dass hinsichtlich weiterer nicht erklärter Tatsachen jedenfalls 
die Meldung nach dem Abkommen für den gemeldete Vermögen strafbefreiend 
wirkt (keine unwirksame Teilselbstanzeige). 

 Was gilt jedoch, wenn schon früher eine (unwirksame Teil-)Selbstanzeige 
abgegeben wurde, was durch die nunmehrige Meldung offenbar wird? 
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Achtung # 3:  

 Die Erlöschenswirkung der einmaligen Nachversteuerung bzw. die die Geltung 
der freiwilligen Meldung als wirksame Selbstanzeige tritt nicht ein, wenn  

 die Vermögenswerte aus Verbrechen herrühren    

 oder  

 vor Unterzeichnung des Abkommens die zuständige deutsche Behörde 
bereits  Anhaltspunkte für nicht versteuerte Vermögenswerte hatte. 
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Achtung # 4:  

 Die unfreiwillige Meldung gilt nicht als Selbstanzeige, sondern wie eine 
Kontrollmitteilung – Sperrtatbestand! Es kommt zum regulären Steuerstraf-
verfahren. 

 Beachte BGH-Rechtsprechung zum Strafmaß! 

 ab EUR 50.000 [bei  tatsächlichem „Vermögensverlust“ des Fiskus]  Geldstrafe 

 ab EUR 100.000 [wenn nur eine Gefährdung des Steueranspruchs, kein tatsächlicher 
Vermögensverlust beim Fiskus eintritt]  Freiheitsstrafe über 1 Jahre (mit Bewährung) 
 kein Strafbefehl mehr möglich, sondern Anklage und öffentliche Hauptverhandlung 

ab EUR  1 Mio.  Freiheitsstrafe über 2 Jahre (ohne Bewährung!) 

[BGH v. 2.12.2008 - 1 StR 416/08 und v. 7.2.2012 - 1 StR 525/11] 
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b) Abgeltungsteuer für die Zukunft  

 Künftige Erträge (Zinsen, Dividenden, sonstige Einkünfte, Veräußerungsgewinne)  
sowie Entgelte oder Vorteile, die anstelle dieser Erträge gewährt werden,  
werden mit einer Abgeltungsteuer von 26,375 % besteuert 

 entspricht dem in Deutschland geltenden Abgeltungsteuersatz 

 ist dynamisch ausgestaltet: Änderung der dt. Abgeltungsteuer bewirkt entspr. 
Änderung der Abkommens-Abgeltungsteuer (Art. 19 des Abkommens) 

 Diese Abgeltungsteuer gilt als in Deutschland durch Steuerabzug erhobene 
Einkommensteuer nach § 36 EStG (Art. 22 des Abkommens) 
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b) Abgeltungsteuer für die Zukunft – Sicherungsmaßnahmen (I) 

 Um neues unversteuertes Geld in der Schweiz zu verhindern können die 
deutschen Behörden Auskunftsgesuche stellen, die den Namen des Kunden, 
jedoch nicht zwingend den Namen der Bank enthalten müssen.  

 Gesuche sind zahlenmäßig beschränkt und bedürfen eines plausiblen Anlasses  

 sog. „Fishing Expeditions“ sind -bis auf diese Sicherungsanfragen- ausgeschlossen. 
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b) Abgeltungsteuer für die Zukunft – Sicherungsmaßnahmen (II) 

 Durchführung von regelmäßigen Kontrollen durch schweizerische Behörde bei  
den schweizerischen Banken zur Überprüfung der Einhaltung der Pflichten aus 
dem Abkommen 

 Unterrichtung der deutschen Behörden über die Resultate und wichtigsten 
Erkenntnisse dieser Kontrollen 
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b) Abgeltungsteuer für die Zukunft – Sicherungsmaßnahmen (III) 

 Missbrauchsverhinderung 

„künstliche Strukturen“, deren einziger oder hauptsächlicher Zweck die 
Umgehung der Besteuerung von Vermögenswerten nach dem Abkommen ist, 
dürfen von den schweizerischen Banken wissentlich weder selbst verwaltet, 
noch unterstützt werden  

bei Zuwiderhandlungen sind die Banken neben dem Steuerhinterzieher zur 
Bezahlung eines Betrages in Höhe der umgangenen Steuer verpflichtet 

allerdings nur dann, wenn im konkreten Einzelfall eindeutige und direkte 
Beweise vorliegen 
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c) Erwerb steuererheblicher Daten („Daten-CDs“) 

 Art. 17 Abs. 3 des Steuerabkommens  

 Beteiligte an Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, die im Zusammenhang  
mit dem Erwerb steuererheblicher Daten von Bankkunden vor Unterzeichnung 
des Abkommens begangen wurden, werden weder nach schweizerischem 
noch nach deutschem Recht verfolgt  

 bereits anhängige Verfahren werden eingestellt (auch die drei Haftbefehle 
gegen Steuerfahnder aus NRW!) 

 davon ausgeschlossen sind allerdings Verfahren nach schweizerischem Recht 
gegen Mitarbeitende von Banken in der Schweiz 
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c) Erwerb steuererheblicher Daten („Daten-CDs“) 

 Für die zukünftige Handhabung bei sogenannten Steuerdaten-CDs hat die 
Bundesrepublik im Rahmen der Schlussakte folgende Erklärung abgegeben:  
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„Erklärung der Bundesrepublik Deutschlands betreffend den 
Erwerb entwendeter Daten schweizerischer Bankkunden 

 
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland erklärt 
anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Bundesrepublik 
Deutschland über Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern 
und Finanzmarkt, dass sich die deutschen Finanzbehörden 
nicht aktiv um den Erwerb von bei Banken in der Schweiz 
entwendeten Kundendaten bemühen werden.“ 
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c) Bedenken gegen das Steuerabkommen 

 Das erste Problem: die mögliche Verfassungswidrigkeit 

 Fünf Jahre nach der letzten Steueramnestie 2004/2005 eine erneute Steueramnestie 
durchzuführen, welche zudem auf Kapitalerträge in einem Land beschränkt wäre, 
würde eine Benachteiligung aller steuerehrlichen Steuerpflichtigen darstellen.  

 Die Gerichte hatten Klagen steuerehrlicher Steuerpflichtiger damals mit dem 
Argument zurückgewiesen, dass die Steueramnestie ein absoluter Ausnahmefall sei 
und deshalb diese Ungleichheit hinzunehmen sei.  

 Ferner könnten auch Steuersünder, die ihre Gelder in Liechtenstein, Luxemburg, 
etc. angelegt haben, ebenfalls verlangen, dass die Nachversteuerung nur mit dem 
Pauschalsatz zu erfolgen hat. 
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c) Bedenken gegen das Steuerabkommen 

 Das zweite Problem: mögliche Konflikte mit EU-Recht 

„Abkommen vom 26. Oktober 2004 zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über Regelungen, die den  
in der Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen 
festgelegten Regelungen gleichwertig sind“: 

 auf in der Schweiz anfallende Zinserträge von EU-Steuerpflichtigen erheben 
die Schweizer Zahlstellen einen Steuerrückbehalt iHv. 35%, wovon ¾ an das 
Steuersitzland der Zinsempfänger abgeführt wird 

 das deutsch-schweizerische Steuerabkommen lag in der ursprünglichen 
Fassung unterhalb dieses Steuersatzes (zw. 19 und 35%) 

 EU-Kommissar Semeta erklärte, bilaterale Abkommen dürften EU-Recht nicht 
entgegenstehen und verwies auf ein mögl. Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland (Quelle: FTD v. 26.10.2011) 
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c) Bedenken gegen das Steuerabkommen 

 Das dritte Problem: politische Widerstände und die öffentliche Meinung 

 Bereits unmittelbar nach dem Abschluss der Verhandlungen über das 
Steuerabkommen im August 2010 regte sich Widerstand gegen die 
amnestieartige Regularisierung der verschwiegenen Vermögen. 
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• Zur Legalisierung des nicht deklarierten Vermögens 

 Nach Ansicht des BDK spreche einiges dafür, dass ein hoher Anteil dieser 
Vermögensmassen aus kriminellen Aktivitäten deutscher Straftäter stammt, um 
Gelder aus Betrug, Untreue, Drogengeschäften, Menschenhandel, Korruption und 
Organisierter Kriminalität, u.a. Delikten. 

 „Da doktert ein und dasselbe Finanzministerium an den Geldwäschevorschriften 
herum, um bis zum Jahresende wenigstens formell den internationalen Vorgaben 
zu genügen, und legalisiert zeitgleich eine der größten Geldwaschanlagen 
Europas.“ 
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• Zum Verzicht Deutschlands auf den Ankauf von Steuer-CDs 

 „Wenn die Kriminalpolizeien des Bundes und der Länder aus Überlastungsgründen 
ihre Akten nicht bearbeitet bekommen, müssen die Kolleginnen und Kollegen mit 
Strafverfahren wegen Strafvereitelung im Amte rechnen. Was hier nun passiert, 
geht um Lichtjahre darüber hinaus. Wir werden uns mal Gedanken machen 
müssen wie das Verhalten des Bundesfinanzministers, seines Staatssekretärs und 
der beteiligten Ministerialbeamten strafrechtlich zu würdigen ist. Hier wird 
bewusst und gewollt aus vermeintlich fiskalischen Gründen die Strafverfolgung 
vereitelt.“ 
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• Haftbefehle gegen drei deutsche Ermittler, 
die 2010 am Kauf einer CD-Rom mit 
Informationen über gut 1100 Kunden der 
Credit Suisse als mutmaßliche Steuer-
hinterzieher beteiligt waren 

• Tatvorwurf: Verstoß gegen das 
Bankgeheimnis und „Beihilfe zur 
nachrichtlichen Wirtschaftsspionage“  

• Schweizer Bundesanwalt Lauber: es bestehe 
der konkrete Verdacht, dass in Deutschland 
"klare Aufträge zum Ausspionieren von 
Informationen der Credit Suisse" gegeben 
wurden (Quelle: Spiegel online v. 30.3.2012) 

• Schweizer Ermittler ersuchen deutsche 
Kollegen um Rechtshilfe 
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Exkurs zur internationalen Rechtshilfe im Hinblick auf die Schweiz 

• Internationale Rechtsgrundlagen:  

 EuRhÜbk Europäisches Übereinkommen v. 20.4.1959 über die Rechtshilfe in 
Strafsachen (mit zwei Zusatzprotokollen) und EuAlÜbk Europäisches 
Auslieferungsübereinkommen v. 13.12.1957 (mit drei Zusatzprotokollen) 

• Rechtsgrundlage in Deutschland: Gesetz über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen (IRG) [neugefasst durch B. v. 27.6.1994 BGBl. I S. 1537; zul. geänd. durch Art. 1 
d. G. v. 18.10.2010, BGBl. I S. 1408; Geltung seit 1.7.1983] 

- uneingeschränkte Geltung nur für die vertragslose Rechtshilfe, völkerrechtliche 
Vereinbarungen gehen dem IRG vor (§ 1 Abs. 3 IRG) 

- für die Praxis bedeutsam sind die Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in 
strafrechtlichen Angelegenheiten (RiVASt)  

- BMF v. 16.11.2006 - IV B 1 - S 1320 - 66/06 zur zwischenstaatlichen Rechtshilfe in 
Steuerstrafsachen (BStBl 2006 I, 698) 
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• Auslieferung (sog. große Rechtshilfe)  Überstellung des im ersuchendem Staat 
Verfolgten an diesen durch den ersuchten Staat zu Zwecken der Strafverfolgung) 

• Weitere Formen der Rechtshilfe:  

Durchlieferung eines sich in einem Drittstaat befindlichen Verfolgten auf Ersuchen des 
verfolgenden Staates zu Zwecken der Strafverfolgung 

Vollstreckung  Übernahme der Vollstreckung einer strafrechtlichen Rechtsfolge 
durch einen anderen als den Urteilsstaat) 

sonstige Rechtshilfe (sog. kleine Rechtshilfe)  sämtliche andere Maßnahmen der 
Unterstützung einer strafrechtlichen Angelegenheit des ersuchenden Staates, z.B. 
Auskunftserteilung, Zustellung von Urkunden, Beweisaufnahme) 
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• Allgemeine Voraussetzungen der internationalen Rechtshilfe sind insbesondere 

  Gegenseitigkeitsprinzip hinsichtlich Auslieferung: 

 § 5 IRG [Gegenseitigkeit] 

 Die Auslieferung ist nur zulässig, wenn auf Grund der vom ersuchenden Staat gegebenen 
Zusicherungen erwartet werden kann, daß dieser einem vergleichbaren deutschen Ersuchen 
entsprechen würde.  

  Prinzip der beiderseitigen Strafbarkeit hinsichtlich Auslieferung: 

 § 3 IRG [Auslieferung zur Verfolgung oder zur Vollstreckung] 

 (1) Die Auslieferung ist nur zulässig, wenn die Tat auch nach deutschem Recht eine 
rechtswidrige Tat ist, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht, oder wenn sie bei 
sinngemäßer Umstellung des Sachverhalts auch nach deutschem Recht eine solche Tat wäre. 
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• Strafbarkeit der Steuerfahnder nach deutschem Recht? 

 Strafbarkeit gem. §§ 259, 257 StGB (Hehlerei, Begünstigung)? 

 zu Strafbarkeit gem. § 17 Abs. 1 UWG, § 27 StGB (Beihilfe zum Verrat  
von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen durch den Informanten)? 

 Strafbarkeit gem. § 17 Abs. 2 UWG (unbefugtes Verschaffen von  
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen)? 

 Strafbarkeit gem. §§ 30, 30a AO und § 355 StGB (Verletzung des 
Steuergeheimnisses)? 

 Strafbarkeit gem. §§ 21 UStG, 370 AO (Hinterziehung von 
Einfuhrumsatzsteuer bei Einfuhr der Daten-CD nach D.)? 

 Aktueller Vorwurf aus der Schweiz: „Wirtschaftsspionage“ 
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Aktueller Stand:  am 5.4.2012 wurde ein Ergänzungsprotokoll mit einigen 
wesentlichen Änderungen unterzeichnet: 

 Erhöhung der Bandbreite der Steuersätze von 19 bis 34% auf 21 bis 41% bei 
Offenlegung (bei anonymer Regularisierung bleibt Abgeltungssteuersatz bei 26,375%) 

 nach dem Inkrafttreten des Abkommens auftretende Erbfälle müssen gegenüber 
den deutschen Steuerbehörden gemeldet werden, anderenfalls erhebt die Schweiz  
eine Steuer iHv 50%, die nach Deutschland abgeführt wird 

 Erhöhung der Zahl der möglichen Auskunftsersuchen von maximal 999 auf 
maximal 1.300 Fälle innerhalb eines Zweijahreszeitraums 

 Stichtag für die Verlagerung von Kapitalvermögen deutscher Stpfl. aus der 
Schweiz in Drittstaaten wurde vom 31.5.2013 auf den 1.1.2013 vorgezogen 

 Zinszahlungen, die unter das EU-Zinsbesteuerungsabkommen mit der Schweiz 
fallen, sind vom Anwendungsbereich des Steuerabkommens ausgenommen 
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 Steuerabkommen und Ergänzungsprotokoll bedürfen noch in beiden Staaten der 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 

 Abkommen soll nach dem Willen beider Länder am 1. Januar 2013 in Kraft treten 
(Art. 42 Abs. 1 S. 2 d. Abk.: am 1. Januar des dem Eingang der späteren der beiden 
erforderlichen Notifikationen folgenden Kalenderjahres) 

 Ergänzungsprotokoll ist zum Download auf der Homepage des BMF verfügbar,  
vgl. auch PM des BMF Nr. 12/2012 vom 5.4.2012 
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Einbeziehung von Erbfällen in den Geltungsbereich des Steuerabkommens 

Art. 31 des Abkommens idF d. Erg.-prot. 

 bei Kenntnis einer schweizerischen Bank vom Tod einer „betroffenen Person“  
[= in der BRD ansässige natürliche Person mit schweizerischem Konto/Depot,  
vgl. Art. 2 lit. h] wird Konto/Depot iHv. 50% gesperrt  

 Erben können innerhalb einer Frist von einem Jahr ab dem Zeitpunkt des Todes (!) 
die Bank ermächtigen, eine freiwillige Meldung vorzunehmen 

 geht eine solche Ermächtigung nicht fristgerecht ein, führt die Bank 50% der zum 
Todeszeitpunkt vorhandenen Vermögenswerte anonym nach Deutschland ab 
(damit ist die dt. ErbSt erloschen) 

 Bank erteilt Bescheinigung, mit dieser können die Erben in Deutschland die 
Anrechnung auf die dt. Erbschaftsteuer beantragen (etwaige Überschüsse werden 
erstattet) 
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Einbeziehung von Erbfällen in den Geltungsbereich des Steuerabkommens 

Art. 31 des Abkommens idF d. Erg.-prot. 

 bei Fehlen der erforderlichen Mittel (Erben haben 8 Wochen Zeit, diese zu 
beschaffen) meldet die Bank den Erbfall auch ohne Ermächtigung durch die Erben 

 Inhalt der Meldung: 

Identität, Wohnsitz und ID-Nr. des Erblassers und der Erben,  

Name/Anschrift der schweizerischen Zahlstelle;  

Kunden-, Konto- oder Depotnummer, IBAN-Code des Erblassers sowie  

Kontostand zum Zeitpunkt des Todes 
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Einbeziehung von Erbfällen in den Geltungsbereich des Steuerabkommens 

Art. 31 des Abkommens idF d. Erg.-prot. 

 Diese Regelungen für Erbfälle gelten  

unabhängig von der erbrechtlichen Lage  
(also auch in den Fällen, in denen unklar ist, wer Erbe ist, oder in denen eine 
ungeteilte [zerstrittene] Erbengemeinschaft besteht) 

auch für solche Vermögen, die bereits zu Lebzeiten des Erblassers die 
Regularisierung nach diesem Abkommen durchlaufen haben  
(also ggfls. doppelte Regularisierung!) 
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Maßgebliche Stichtage und Daten 

31.12.2002 „Stichtag 1“ für die erfassten Kapitalvermögen 

31.12.2010 „Stichtag 2“ für die erfassten Kapitalvermögen 

31.12.2012 Ende der Abzugsmöglichkeit von Kapital aus der Schweiz [wer zum 
31.12.2012 kein Vermögen (mehr) in der Schweiz hat, unterfällt nicht 
dem Abkommen] 

01.01.2013  (geplantes) Inkrafttreten des Abkommens 

01.01.2013 bis 28.02.2013  
Zeitraum der Aufforderung durch die Banken an ihre dt. Kunden,  
die freiwillige Meldung oder die anonyme Legalisierung zu wählen  

31.05.2013 (vorauss.) „Stichtag 3“ 
Fristablauf für die Ausübung des Wahlrechts durch die dt. Bankkunden 
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Maßgebliche Stichtage 

01.06.2013  (vorauss.) „Stichtag 4“  
Abbuchung des Einmalbetrages durch die Bank bei Wahl der 
anonymen Legalisierung durch den dt. Kunden oder Untätigkeit 
des dt. Kunden, dessen Konto ausreichende Deckung aufweist 

01.06.2013 bis 31.07.2013  
untätige Kunden, deren Konto keine ausreichende Deckung 
aufweist, können die erforderlichen Mittel beschaffen 

01.08.2013 unfreiwillige Meldung  
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